
 
S A T Z U N G  

 
I. 

ALLGEMEINE BESTIMMUNGEN 
 

§ 1 
Rechtsform, Firma, Sitz, Dauer 

 
1. Die Gesellschaft ist eine Europäische Gesellschaft (Societas Europaea, SE). Die Firma 

der Gesellschaft lautet: 
 

zooplus SE 
 
2. Die Gesellschaft hat ihren Sitz in München. 
 
3. Die Gesellschaft ist für unbestimmte Zeit errichtet. 

 
§ 2 

Gegenstand des Unternehmens 
 
1. Gegenstand des Unternehmens ist der Handel mit Heimtierbedarf im In- und Ausland, 

insbesondere über das Internet. Gegenstand des Handels sind alle Gegenstände des Heim-
tierbedarfs, insbesondere Fertignahrung und Accessoires. Der Gegenstand des Unterneh-
mens umfasst auch den Erwerb und die Herstellung von Gegenständen des Heimtierbe-
darfs sowie sonstigen, damit zusammenhängenden Vermögensgegenständen. Gegenstand 
des Unternehmens ist ferner die Planung, Projektierung und Implementierung von inter-
netspezifischen Dienstleistungen und damit verbundenen Dienstleistungen sowie der 
Handel mit informationstechnologiespezifischen Gütern und Vermögensgegenständen, 
auch außerhalb der Heimtierbedarfsbranche. Gegenstand des Unternehmens ist auch der 
Handel mit sonstigen Waren über das Internet. 

 
2. Die Gesellschaft ist berechtigt, im In- und Ausland Tochtergesellschaften und Zweignie-

derlassungen zu errichten, andere Unternehmen mit gleichem, ähnlichem oder sachlich 
verbundenem Unternehmensgegenstand im In- und Ausland zu gründen, solche zu erwer-
ben, zu veräußern oder sich an solchen Unternehmen zu beteiligen, Handel mit anderen 
Erzeugnissen zu treiben und ihre Tätigkeit auf ähnliche Geschäftszweige auszudehnen. 
Die Gesellschaft kann Unternehmen leiten, Unternehmensverträge mit ihnen schließen 
oder sich auf die Verwaltung der Beteiligungen beschränken. Sie kann ihren Gegenstand 
auch ganz oder teilweise mittelbar verwirklichen. 

 
3. Die Gesellschaft ist zur Vornahme aller Geschäfte berechtigt, die geeignet sind, den Un-

ternehmenszweck unmittelbar oder mittelbar zu fördern. 
 



2 

§ 3 
Geschäftsjahr 

 
Das Geschäftsjahr der Gesellschaft entspricht dem Kalenderjahr. 
 

§ 4 
Bekanntmachungen und Informationen 

 
1. Bekanntmachungen der Gesellschaft erfolgen, soweit gesetzlich zulässig, ausschließlich 

im Bundesanzeiger für die Bundesrepublik Deutschland. 
 
2. Informationen an die Inhaber zugelassener Wertpapiere der Gesellschaft können unter 

den gesetzlich vorgesehenen Bedingungen auch im Wege der Datenfernübertragung 
übermittelt werden. 

 
II. 

GRUNDKAPITAL UND AKTIEN 

 
§ 5 

Grundkapital 
 
1. Das Grundkapital der Gesellschaft beträgt EUR 7.149.178,00 (in Worten: sieben Millio-

nen einhundertneunundvierzigtausend einhundertachtundsiebzig) und ist in 7.149.178 auf 
den Inhaber lautende Stückaktien (Aktien ohne Nennbetrag) mit einem rechnerischen An-
teil am Grundkapital von EUR 1,00 je Aktie eingeteilt. 

 
2. Im Falle von Kapitalerhöhungen kann das Gewinnbezugsrecht neuer Aktien abweichend 

von § 60 Abs. 2 Satz 3 AktG geregelt werden. 
 
3. Das Grundkapital der Gesellschaft ist in Höhe von EUR 7.149.178,00 erbracht worden 

durch formwechselnde Umwandlung der zooplus AG in eine Europäische Gesellschaft 
(Societas Europaea, SE). 

 
4. Das Grundkapital der Gesellschaft ist nach Maßgabe der Ermächtigung der Hauptver-

sammlung vom 31.05.2016 unter Tagesordnungspunkt 6, Buchstabe a), um 
EUR 75.000,00 durch Ausgabe von bis zu Stück 75.000 auf den Inhaber lautenden Stück-
aktien der Gesellschaft mit einem rechnerischen Anteil am Grundkapital von EUR 1,00 
je Aktie bedingt erhöht (Bedingtes Kapital 2016). Das Bedingte Kapital 2016 dient der 
Sicherung von Bezugsrechten aus Aktienoptionen, die aufgrund der Ermächtigung der 
Hauptversammlung vom 31.05.2016 unter Tagesordnungspunkt 6, Buchstabe a), von der 
zooplus AG im Rahmen des Aktienoptionsprogramms 2016 in der Zeit ab Eintragung des 
Bedingten Kapitals 2016 bis zum 31.12.2018 ausgegeben werden. Die bedingte Kapital-
erhöhung wird nur insoweit durchgeführt, wie Aktienoptionen ausgegeben werden und 
die Inhaber dieser Aktienoptionen von ihrem Bezugsrecht auf Aktien der Gesellschaft 
Gebrauch machen. Die Ausgabe der Aktien aus dem Bedingten Kapital 2016 erfolgt zu 
dem gemäß Buchstabe a) (7) festgelegten Ausübungspreis. Die neuen Aktien nehmen 
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vom Beginn des Geschäftsjahres an, für das zum Zeitpunkt der Ausübung des Bezugs-
rechts noch kein Beschluss der Hauptversammlung über die Verwendung des Bilanzge-
winns gefasst worden ist, am Gewinn teil. Der Vorstand bzw., soweit Mitglieder des Vor-
stands der Gesellschaft betroffen sind, der Aufsichtsrat ist ermächtigt, die weiteren Ein-
zelheiten der bedingten Kapitalerhöhung und ihrer Durchführung festzusetzen. 

 
5. [derzeit nicht besetzt] 
 
6. Der Vorstand ist ermächtigt, in der Zeit bis zum 19. Mai 2024 das Grundkapital der Ge-

sellschaft mit Zustimmung des Aufsichtsrats einmalig oder mehrfach um bis zu insgesamt 
EUR 1.429.835,00 (in Worten: Euro eine Million vierhundertneunundzwanzigtausend 
achthundertfünfunddreißig) durch Ausgabe von bis zu insgesamt 1.429.835 neuen, auf 
den Inhaber lautenden Stückaktien mit einem auf die einzelne Aktie entfallenden anteili-
gen Betrag des Grundkapitals von jeweils EUR 1,00 gegen Bareinlagen zu erhöhen (Ge-
nehmigtes Kapital 2021). Den Aktionären steht grundsätzlich ein Bezugsrecht zu. Die 
neuen Aktien können auch von einem oder mehreren Kreditinstituten oder einem oder 
mehreren ihnen gleichgestellten Instituten mit der Verpflichtung übernommen werden, 

sie den Aktionären zum Bezug anzubieten (mittelbares Bezugsrecht). 
 

Der Vorstand ist jedoch ermächtigt, das Bezugsrecht der Aktionäre jeweils mit Zustim-
mung des Aufsichtsrats auszuschließen, 

 
– soweit es erforderlich ist, um etwaige Spitzenbeträge von dem Bezugsrecht der Ak-

tionäre auszunehmen; 
 

– soweit es erforderlich ist, um den Inhabern von Options- und/oder Wandlungsrech-
ten bzw. Options- und/oder Wandlungspflichten aus von der Gesellschaft oder einer 
Gesellschaft, an der die Gesellschaft eine unmittelbare oder mittelbare Mehrheits-
beteiligung hält, ausgegebenen Schuldverschreibungen mit Options- und/oder 
Wandlungsrechten bzw. Options- und/oder Wandlungspflichten ein Bezugs- oder 
Umtauschrecht auf neue Aktien in dem Umfang zu gewähren, wie es ihnen nach 
Ausübung des Options- und/oder Wandlungsrechts oder der Erfüllung der Options- 
und/oder Wandlungspflicht als Aktionär zustünde; 

 
– soweit die neuen Aktien gegen Bareinlagen ausgegeben werden, der Ausgabepreis 

der neu auszugebenden Aktien den Börsenpreis der bereits börsennotierten Aktien 
der Gesellschaft gleicher Ausstattung zum Zeitpunkt der endgültigen Festlegung 
des Ausgabepreises nicht wesentlich unterschreitet und der auf die unter Ausschluss 
des Bezugsrechts neu auszugebenden Aktien insgesamt entfallende anteilige Betrag 
des Grundkapitals 10 % des zum Zeitpunkt des Wirksamwerdens dieser Ermächti-
gung und zum Zeitpunkt der Ausübung dieser Ermächtigung bestehenden Grund-
kapitals nicht überschreitet. Auf diesen Höchstbetrag anzurechnen ist der anteilige 
Betrag des Grundkapitals der Gesellschaft, der auf Aktien entfällt, die während der 
Laufzeit dieser Ermächtigung unter Ausschluss des Bezugsrechts in unmittelbarer, 
sinngemäßer oder entsprechender Anwendung des § 186 Abs. 3 Satz 4 AktG aus-
gegeben oder veräußert werden, sowie der anteilige Betrag des Grundkapitals, der 
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auf diejenigen Aktien entfällt, die zur Bedienung von Options- und/oder Wand-
lungsrechten oder zur Erfüllung von Options- und/oder Wandlungspflichten aus 
Schuldverschreibungen ausgegeben werden bzw. auszugeben sind, sofern die 
Schuldverschreibungen während der Laufzeit dieser Ermächtigung unter Aus-
schluss des Bezugsrechts in sinngemäßer Anwendung von § 186 Abs. 3 Satz 4 
AktG ausgegeben werden. 

 
Der anteilige Betrag des Grundkapitals, der auf die neuen Aktien entfällt, für die das Be-
zugsrecht nach den vorstehenden Spiegelstrichen oder auf der Grundlage anderweitiger 
Ermächtigungen während der Laufzeit dieser Ermächtigung ausgeschlossen wird, darf 
sowohl im Zeitpunkt des Wirksamwerdens als auch im Zeitpunkt der Ausübung dieser 
Ermächtigung insgesamt 10 % des Grundkapitals nicht übersteigen. 

 
Der Vorstand ist ermächtigt, mit Zustimmung des Aufsichtsrats die weiteren Einzelheiten 
der Kapitalerhöhung und die Bedingungen der Aktienausgabe festzulegen. Der Aufsichts-
rat ist ermächtigt, die Fassung der Satzung entsprechend dem Umfang einer Kapitalerhö-
hung aus dem Genehmigten Kapital 2021 anzupassen. 

 
7. [derzeit nicht besetzt] 
 
8. Das Grundkapital der Gesellschaft ist nach Maßgabe der Ermächtigung der Hauptver-

sammlung vom 13.06.2018 unter Tagesordnungspunkt 6, Buchstabe a), um bis zu 
EUR 365.000,00 durch Ausgabe von bis zu Stück 365.000 neuen, auf den Inhaber lau-
tenden Stückaktien der Gesellschaft mit einem rechnerischen Anteil am Grundkapital von 
EUR 1,00 je Aktie bedingt erhöht (Bedingtes Kapital 2018/I). Das Bedingte Kapital 
2018/I dient der Sicherung von Bezugsrechten aus Aktienoptionen, die aufgrund der Er-
mächtigung der Hauptversammlung vom 13.06.2018 unter Tagesordnungspunkt 6, Buch-
stabe a), von der zooplus AG im Rahmen des Aktienoptionsprogramms 2018 in der Zeit 
ab Eintragung des Bedingten Kapitals 2018/I bis zum 31.12.2021 ausgegeben werden. 
Die bedingte Kapitalerhöhung wird nur insoweit durchgeführt, wie Aktienoptionen aus-
gegeben werden und die Inhaber dieser Aktienoptionen von ihrem Bezugsrecht auf Ak-
tien der Gesellschaft Gebrauch machen. Die Ausgabe der Aktien aus dem Bedingten Ka-
pital 2018/I erfolgt zu dem gemäß der Ermächtigung der Hauptversammlung vom 
13.06.2018 unter Tagesordnungspunkt 6, Buchstabe a) (7) festgelegten Ausübungspreis. 
Die neuen Aktien nehmen vom Beginn des Geschäftsjahres an, für das zum Zeitpunkt der 
Ausübung des Bezugsrechts noch kein Beschluss der Hauptversammlung über die Ver-
wendung des Bilanzgewinns gefasst worden ist, am Gewinn teil. Der Vorstand bzw., so-
weit Mitglieder des Vorstands der Gesellschaft betroffen sind, der Aufsichtsrat ist er-
mächtigt, die weiteren Einzelheiten der bedingten Kapitalerhöhung und ihrer Durchfüh-
rung festzusetzen. 

 
9. Das Grundkapital der Gesellschaft ist nach Maßgabe der Ermächtigung der Hauptver-

sammlung vom 25.06.2020 unter Tagesordnungspunkt 6, Buchstabe a), um 
EUR 70.000,00 durch Ausgabe von bis zu 70.000 auf den Inhaber lautenden Stückaktien 
der Gesellschaft mit einem auf die einzelne Aktie entfallenden anteiligen Betrag des 
Grundkapitals von jeweils EUR 1,00 bedingt erhöht (Bedingtes Kapital 2020/I). Das Be-
dingte Kapital 2020/I dient der Sicherung von Bezugsrechten aus Aktienoptionen, die 
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aufgrund der Ermächtigung der Hauptversammlung vom 25.06.2020 unter Tagesord-
nungspunkt 6, Buchstabe a), von der zooplus AG im Rahmen des Aktienoptionspro-
gramms 2020 in der Zeit ab Eintragung des Bedingten Kapitals 2020/I bis zum 31. De-
zember 2022 ausgegeben werden. Die bedingte Kapitalerhöhung wird nur insoweit 
durchgeführt, wie Aktienoptionen ausgegeben werden und die Inhaber dieser Aktienop-
tionen von ihrem Bezugsrecht auf Aktien der Gesellschaft Gebrauch machen. Die Aus-
gabe der Aktien aus dem Bedingten Kapital 2020/I erfolgt zu dem gemäß der Ermächti-
gung der Hauptversammlung vom 25.06.2020 unter Tagesordnungspunkt 6, Buchstabe a) 
(7) festgelegten Ausübungspreis. Die neuen Aktien nehmen vom Beginn des Geschäfts-
jahres an, für das zum Zeitpunkt der Ausübung des Bezugsrechts noch kein Beschluss der 
Hauptversammlung über die Verwendung des Bilanzgewinns gefasst worden ist, am Ge-
winn teil. Der Aufsichtsrat ist ermächtigt, die weiteren Einzelheiten der bedingten Kapi-
talerhöhung und ihrer Durchführung festzusetzen. 

 
10. Das Grundkapital der Gesellschaft ist nach Maßgabe der Ermächtigung der Hauptver-

sammlung vom 20. Mai 2021 unter Tagesordnungspunkt 9, lit. a), um bis zu 
EUR 200.000,00 durch Ausgabe von bis zu Stück 200.000 neuen, auf den Inhaber lau-

tenden Stückaktien der Gesellschaft mit einem auf die einzelne Aktie entfallenden antei-
ligen Betrag des Grundkapitals von jeweils EUR 1,00 bedingt erhöht (Bedingtes Kapital 
2021). Das Bedingte Kapital 2021 dient der Sicherung von Bezugsrechten aus Aktienop-
tionen, die aufgrund der Ermächtigung der Hauptversammlung vom 20. Mai 2021 unter 
Tagesordnungspunkt 9, lit. a), von der zooplus AG im Rahmen des Aktienoptionspro-
gramms 2021 in der Zeit ab Eintragung des Bedingten Kapitals 2021 bis zum 31. Dezem-
ber 2024 ausgegeben werden. Die bedingte Kapitalerhöhung wird nur insoweit durchge-
führt, als Aktienoptionen ausgegeben werden und die Inhaber dieser Aktienoptionen von 
ihrem Bezugsrecht auf Aktien der Gesellschaft Gebrauch machen. Die Ausgabe der Ak-
tien aus dem Bedingten Kapital 2021 erfolgt zu dem gemäß der Ermächtigung der Haupt-
versammlung vom 20. Mai 2021 unter Tagesordnungspunkt 9, lit. a) Ziffer (7) festgeleg-
ten Ausübungspreis. Die neuen Aktien nehmen vom Beginn des Geschäftsjahres an, für 
das zum Zeitpunkt der Ausübung des Bezugsrechts noch kein Beschluss der Hauptver-
sammlung über die Verwendung des Bilanzgewinns gefasst worden ist, am Gewinn teil. 
Der Vorstand bzw., soweit Mitglieder des Vorstands der Gesellschaft betroffen sind, der 
Aufsichtsrat ist ermächtigt, die weiteren Einzelheiten der bedingten Kapitalerhöhung und 
ihrer Durchführung festzusetzen. 

 
§ 6 

Aktien 
 
1. Die Aktien der Gesellschaft lauten auf den Inhaber. Trifft im Falle einer Kapitalerhöhung 

der Erhöhungsbeschluss keine Bestimmung darüber, ob die neuen Aktien auf den Inhaber 
oder auf den Namen lauten, so lauten sie auf den Inhaber. 

 
2. Die Form der Aktienurkunden, der Gewinnanteils- und Erneuerungsscheine sowie etwa-

iger Anleihen und Zinsscheine bestimmt der Vorstand mit Zustimmung des Aufsichtsra-
tes. Der Anspruch des Aktionärs auf Verbriefung seines Anteils ist ausgeschlossen. 
Ebenso ist der Anspruch auf Ausgabe von Gewinnanteils- und Erneuerungsscheinen aus-
geschlossen. 
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3. Die Gesellschaft kann anstelle von Einzelurkunden Sammelurkunden ausgeben. 
 

§ 7 
Dualistisches System, Organe 

 
1. Die Gesellschaft hat ein dualistisches Leitungs- und Aufsichtssystem, bestehend aus ei-

nem Leitungsorgan (Vorstand) und einem Aufsichtsorgan (Aufsichtsrat). 
 
2. Die Organe der Gesellschaft sind: 
 

(a) der Vorstand (Abschnitt III.); 
 

(b) der Aufsichtsrat (Abschnitt IV.) und 
 

(c) die Hauptversammlung (Abschnitt V.). 
 

III. 
DER VORSTAND 

 
§ 8 

Zusammensetzung und Geschäftsführungsbefugnis 
 
1. Der Vorstand der Gesellschaft besteht aus einem oder mehreren Mitgliedern. Die Anzahl 

der Mitglieder des Vorstandes wird vom Aufsichtsrat festgelegt. Der Aufsichtsrat kann 
festlegen, dass der Vorstand nur aus einem Mitglied besteht, auch wenn das Grundkapital 
mehr als EUR 3.000.000,00 beträgt. Der Aufsichtsrat kann ein Vorstandsmitglied zum 
Vorsitzenden des Vorstands ernennen. Es können stellvertretende Vorstandsmitglieder 
bestellt werden. 

 
2. Die Mitglieder des Vorstandes werden vom Aufsichtsrat unter Bestimmung ihrer Zahl im 

Rahmen von Abs. 1 für die Amtszeit von maximal fünf Jahren bestellt. Eine mehrmalige 
Bestellung oder Verlängerung der Amtszeit, jeweils für höchstens fünf Jahre, ist zulässig. 
Die Vertretung der Gesellschaft gegenüber Mitgliedern des Vorstandes (insbesondere 
hinsichtlich des Abschlusses und etwaiger Änderungen von Anstellungsverträgen) ob-
liegt dem Aufsichtsrat. 

 
3. Der Vorstand ist beschlussfähig, wenn die Mehrheit der Vorstandsmitglieder, mindestens 

jedoch zwei (oder bei einer Vorstandsgröße von vier Personen mindestens drei), an der 
Beschlussfassung teilnehmen. Vorstandsmitglieder, die durch Telefon- oder Videokonfe-
renz zugeschaltet sind, gelten dabei als anwesend. Beschlüsse des Vorstands werden mit 
einfacher Stimmenmehrheit der an der Beschlussfassung teilnehmenden Mitglieder ge-
fasst, soweit das Gesetz nicht zwingend Einstimmigkeit vorschreibt. Bei Stimmengleich-
heit in einem mehr als zweigliedrigen Vorstand gibt die Stimme des Vorsitzenden den 
Ausschlag mit der Maßgabe, dass zunächst eine weitere Abstimmung über denselben Be-
schlussgegenstand stattfindet und erst bei erneuter Stimmengleichheit bei dieser weiteren 
Abstimmung die Stimme des Vorsitzenden den Ausschlag gibt. 
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4. Der Vorstand ist verpflichtet, die Geschäfte der Gesellschaft in Übereinstimmung mit den 

gesetzlichen Bestimmungen, der Satzung und der vom Aufsichtsrat erlassenen Geschäfts-
ordnung für den Vorstand zu führen. Insbesondere ist der Vorstand verpflichtet, die 
Grundsätze des jährlich festgelegten Geschäftsverteilungsplans der Gesellschaft zu be-
achten. Der Geschäftsverteilungsplan des Vorstands bedarf der Zustimmung des Auf-
sichtsrats. 

 
5. Die folgenden Arten von Geschäften dürfen nur mit Zustimmung des Aufsichtsrats vor-

genommen werden: 
 

(a) Erwerb und Veräußerung von Gesellschaften, Unternehmensteilen und Beteiligun-
gen; 

 
(b) Abschluss von Unternehmensverträgen im Sinne der §§ 291, 292 AktG mit der Ge-

sellschaft. 
 

Der Aufsichtsrat kann darüber hinaus jederzeit in der Geschäftsordnung für den Vorstand 
oder anderweitig weitere Geschäfte von seiner Zustimmung abhängig machen. Er kann 
widerruflich die Zustimmung zu einem bestimmten Kreis von Geschäften allgemein oder 
für den Fall, dass das einzelne Geschäft bestimmten Bedingungen genügt, im Voraus er-
teilen. 

 
§ 9 

Geschäftsordnung 
 
Der Aufsichtsrat erlässt eine Geschäftsordnung für den Vorstand mit Zweidrittelmehrheit. 
 

§ 10 
Vertretung 

 
1. Ist nur ein Vorstandsmitglied bestellt, so vertritt dieses die Gesellschaft allein. Sind meh-

rere Vorstandsmitglieder bestellt, so wird die Gesellschaft von zwei Vorstandsmitglie-
dern gemeinschaftlich oder von einem Vorstandsmitglied in Gemeinschaft mit einem Pro-
kuristen vertreten. Der Aufsichtsrat kann einem oder mehreren Mitgliedern des Vorstan-
des Einzelvertretungsberechtigung erteilen. 

 
2. Durch Beschluss des Aufsichtsrats kann einzelnen, mehreren oder allen Mitgliedern des 

Vorstandes die Befugnis erteilt werden, die Gesellschaft uneingeschränkt bei Geschäften 
mit sich als Vertreter eines Dritten zu vertreten. § 112 AktG bleibt unberührt. 
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IV. 
AUFSICHTSRAT 

 
§ 11 

Zusammensetzung, Amtszeit 
 
1. Der Aufsichtsrat besteht aus sechs Mitgliedern. Die Mitglieder des Aufsichtsrats sind be-

rechtigt, sachverständige Dritte oder Auskunftspersonen zu den Sitzungen des Aufsichts-
rats hinzuzuziehen. 

 
2. Sofern die Hauptversammlung bei der Wahl für alle oder einzelne der von ihr zu wählen-

den Mitglieder keine kürzere Amtszeit beschließt, werden die Aufsichtsratsmitglieder für 
die Zeit bis zur Beendigung der Hauptversammlung gewählt, die über ihre Entlastung für 
das vierte Geschäftsjahr nach dem Beginn der Amtszeit beschließt. Das Geschäftsjahr, in 
dem die Amtszeit beginnt, wird hierbei nicht mitgerechnet. Eine Wiederwahl ist – auch 
mehrfach – statthaft. In jedem Fall erfolgt die Wahl jedoch längstens für sechs Jahre. 

 

3. Für Aufsichtsratsmitglieder können gleichzeitig mit deren Wahl Ersatzmitglieder gewählt 
werden, die in einer bei der Wahl festgelegten Reihenfolge an die Stelle vorzeitig aus-
scheidender Aufsichtsratsmitglieder treten. 

 
4. Übernimmt ein Ersatzmitglied das Amt eines ausscheidenden Mitglieds, endet die Amts-

zeit des Ersatzmitglieds zum Ende der Hauptversammlung, während derer eine Nachwahl 
für das ausgeschiedene Mitglied stattfindet oder, wenn keine Nachwahl stattfindet, zum 
Ende der Amtszeit des ausgeschiedenen Mitglieds. 

 
5. Mitglieder und Ersatzmitglieder des Aufsichtsrats können ihr Amt nur durch schriftliche 

Erklärung gegenüber dem Vorsitzenden des Aufsichtsrats oder gegenüber dem Vorstand 
mit einmonatiger Frist niederlegen. Das Recht zur Amtsniederlegung aus wichtigem 
Grund bleibt hiervon unberührt. 

 
§ 12 

Willenserklärungen des Aufsichtsrats 
 
Der Vorsitzende und der stellvertretende Vorsitzende des Aufsichtsrats sind jeweils einzeln 
ermächtigt, Willenserklärungen des Aufsichtsrats bzw. für den Aufsichtsrat oder seine Aus-
schüsse in dessen bzw. deren Namen abzugeben. Der Stellvertreter des Aufsichtsratsvorsitzen-
den soll jedoch nur dann tätig werden, wenn der Aufsichtsratsvorsitzende im Einzelfall selbst 
an der unverzüglichen Abgabe der Erklärung gehindert ist. Der Vorsitzende des Aufsichtsrats 
ist zudem ermächtigt, an den Aufsichtsrat gerichtete Erklärungen in Empfang zu nehmen. 
 

§ 13 
Vorsitzender, stellvertretender Vorsitzender 

 
1. Im Anschluss an die Hauptversammlung, während derer die Mitglieder des Aufsichtsrats 

von den Aktionären gewählt werden, findet eine außerordentliche Sitzung des Aufsichts-
rats statt, für die es keiner schriftlichen Ladung bedarf. In dieser Sitzung, die von dem 
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den Lebensjahren nach ältesten anwesenden Mitglied geleitet wird, bestimmt der Auf-
sichtsrat einen Vorsitzenden und einen oder mehrere stellvertretende Vorsitzende. Die 
Wahl erfolgt für die Amtsdauer des Gewählten, sofern der Aufsichtsrat nicht bei der Wahl 
einen kürzeren Zeitraum bestimmt. 

 
2. Bei vorzeitigem Ausscheiden des Vorsitzenden oder stellvertretenden Vorsitzenden hat 

der Aufsichtsrat unverzüglich durch Wahl einen neuen Vorsitzenden bzw. stellvertreten-
den Vorsitzenden für den Rest der Amtszeit des ausgeschiedenen bzw. stellvertretenden 
Vorsitzenden zu bestellen. 

 
§ 14 

Sitzungen und Beschlüsse 
 
1. Sitzungen des Aufsichtsrats finden mindestens einmal im Kalendervierteljahr statt. 
 
2. Der Aufsichtsrat gibt sich selbst mit Zweidrittelmehrheitsbeschluss eine Geschäftsord-

nung. Für die Einberufung, Beschlussfähigkeit und Abstimmung gelten die nachfolgen-

den Bestimmungen; die Geschäftsordnung kann ergänzende Bestimmungen enthalten. 
 
3. Sitzungen des Aufsichtsrats werden vom Vorsitzenden des Aufsichtsrats mit einer Frist 

von zwei Wochen unter Bestimmung der Form der Beschlussfassung in Textform einbe-
rufen. Bei der Berechnung der Frist werden der Tag der Absendung der Einladung und 
der Tag der Sitzung nicht mitgerechnet. In dringenden Fällen kann der Vorsitzende die 
Einberufungszeit verkürzen und die Einberufung mündlich sowie mittels sonstiger ge-
bräuchlicher Telekommunikationsmittel erfolgen. 

 
4. In der Einladung sind die Gegenstände der Tagesordnung mitzuteilen. Ist ein Gegenstand 

der Tagesordnung nicht ordnungsgemäß angekündigt worden, darf hierüber nur beschlos-
sen werden, wenn kein Aufsichtsratsmitglied widerspricht. Abwesenden Aufsichtsrats-
mitgliedern ist in einem solchen Fall Gelegenheit zu geben, binnen einer vom Vorsitzen-
den zu bestimmenden angemessenen Frist der Beschlussfassung zu widersprechen oder 
ihre Stimme mündlich, fernmündlich, schriftlich, in Textform sowie mittels sonstiger ge-
bräuchlicher Telekommunikationsmittel, insbesondere per Videozuschaltung abzugeben. 
Der Beschluss wird erst wirksam, wenn die abwesenden Aufsichtsratsmitglieder inner-
halb der Frist nicht widersprochen oder wenn sie zugestimmt haben. 

 
5. Beschlüsse des Aufsichtsrats werden in der Regel in Präsenzsitzungen gefasst. Es ist je-

doch auch zulässig, dass Sitzungen des Aufsichtsrats in Form einer Videokonferenz ab-
gehalten werden oder dass einzelne Aufsichtsratsmitglieder im Wege der Videoübertra-
gung zugeschaltet werden mit der Maßgabe, dass in diesen Fällen auch die Beschlussfas-
sung im Wege der Videokonferenz bzw. Videoübertragung erfolgt. Auf Verlangen des 
Vorsitzenden des Aufsichtsrats oder, im Falle seiner Verhinderung, des stellvertretenden 
Vorsitzenden können Beschlüsse auch mündlich, fernmündlich, schriftlich, fernschrift-
lich, telegrafisch, in Textform sowie mittels sonstiger gebräuchlicher Telekommunikati-
onsmittel (E-Mail etc.) gefasst werden. Außerhalb von Sitzungen nicht in Textform ge-



10 

fasste Beschlüsse sind im Anschluss vom Leiter der Abstimmung schriftlich zu protokol-
lieren und allen Mitgliedern zuzuleiten. Im Übrigen gelten die Bestimmungen dieses Pa-
ragraphen für außerhalb von Sitzungen gefasste Beschlüsse entsprechend. 

 
6. Den Vorsitz in den Sitzungen des Aufsichtsrats führt der Vorsitzende oder, im Falle seiner 

Verhinderung, der stellvertretende Vorsitzende. 
 
7. Der Aufsichtsrat ist beschlussfähig, wenn mindestens die Hälfte der Mitglieder, aus denen 

er nach Gesetz oder der Satzung zu bestehen hat, jedenfalls aber mindestens drei Mitglie-
der, an der Beschlussfassung teilnehmen. Mitglieder, die durch Telefon- oder Videokon-
ferenz zugeschaltet sind, gelten als anwesend. Ein Mitglied nimmt auch dann an der Be-
schlussfassung teil, wenn es sich in der Abstimmung der Stimme enthält. Abwesende 
Aufsichtsratsmitglieder können an der Beschlussfassung teilnehmen, indem sie durch an-
wesende Aufsichtsratsmitglieder schriftliche Stimmabgaben überreichen lassen. Darüber 
hinaus können abwesende Aufsichtsratsmitglieder ihre Stimme während der Sitzung oder 
nachträglich innerhalb einer vom Leiter der Sitzung zu bestimmenden angemessenen 
Frist mündlich, fernmündlich, fernschriftlich, telegrafisch, in Textform oder mittels sons-

tiger gebräuchlicher Telekommunikationsmittel (E-Mail etc.) abgeben. 
 
8. Beschlüsse bedürfen der einfachen Mehrheit der abgegebenen Stimmen, soweit diese Sat-

zung keine höhere Mehrheit erfordert. Stimmenthaltungen gelten nicht als Stimmabgabe. 
Bei Stimmengleichheit gibt die Stimme des Vorsitzenden bzw. des an seine Stelle treten-
den Stellvertreters den Ausschlag mit der Maßgabe, dass zunächst eine weitere Abstim-
mung über denselben Beschlussgegenstand stattfindet und erst bei erneuter Stimmen-
gleichheit bei dieser weiteren Abstimmung die Stimme des Vorsitzenden bzw. des an 
seine Stelle tretenden Stellvertreters den Ausschlag gibt; dies gilt auch bei Wahlen. 

 
9. Der Aufsichtsrat kann aus seiner Mitte Ausschüsse bilden und ihnen, soweit gesetzlich 

zulässig, auch Entscheidungsbefugnisse übertragen. Falls der Aufsichtsrat keine abwei-
chende Bestimmung trifft, gelten für das Verfahren in den Ausschüssen die Regelungen 
dieses Paragraphen sowie die Geschäftsordnung des Aufsichtsrates entsprechend mit der 
Maßgabe, dass ein Ausschuss beschlussfähig ist, wenn mindestens die Hälfte seiner Mit-
glieder, aus denen er insgesamt zu bestehen hat, mindestens aber drei Mitglieder, an der 
Beschlussfassung teilnehmen. 

 
10. Über die Sitzungen des Aufsichtsrats ist ein Protokoll anzufertigen, das von dem jeweili-

gen Leiter der Sitzung zu unterzeichnen ist. Protokolle über Beschlüsse, die außerhalb 
von Sitzungen gefasst werden, sind vom Leiter der Abstimmung zu unterzeichnen und 
allen Mitgliedern zuzuleiten. 

 
§ 15 

Vergütung des Aufsichtsrats, D&O-Versicherung 
 
1. Die Mitglieder des Aufsichtsrats erhalten für jedes volle Geschäftsjahr ihrer Zugehörig-

keit zum Aufsichtsrat eine feste Vergütung von jeweils EUR 40.000,00. Der Vorsitzende 
des Aufsichtsrats erhält für jedes volle Geschäftsjahr EUR 80.000,00. Der stellvertre-
tende Vorsitzende des Aufsichtsrats erhält für jedes volle Geschäftsjahr EUR 50.000,00. 
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2. Für die Tätigkeit in den Ausschüssen des Aufsichtsrats erhält jeweils zusätzlich für jedes 

volle Geschäftsjahr der Vorsitzende eines Ausschusses EUR 10.000,00 für jeden Aus-
schuss, in dem er den Vorsitz innehat, und jedes Mitglied eines Ausschusses jeweils 
EUR 5.000,00 für jeden Ausschuss, dem es angehört. 

 
3. Die Vergütung ist jeweils zahlbar nach Ablauf des Geschäftsjahres. Mitglieder des Auf-

sichtsrats, die während eines laufenden Geschäftsjahres in den Aufsichtsrat eintreten oder 
aus dem Aufsichtsrat ausscheiden, den Vorsitz oder den stellvertretenden Vorsitz des 
Aufsichtsrats übernehmen oder abgeben, in einen Ausschuss des Aufsichtsrats eintreten 
oder aus einem Ausschuss ausscheiden oder den Vorsitz in einem Ausschuss übernehmen 
oder abgeben, erhalten eine entsprechend anteilige Vergütung, zahlbar nach Ablauf des 
Geschäftsjahres. Eine auf die vorstehend genannten Vergütungen anfallende Umsatz-
steuer wird von der Gesellschaft zusätzlich vergütet. 

 
4. Die Mitglieder des Aufsichtsrats können in eine im Interesse und auf Kosten der Gesell-

schaft von dieser in angemessener Höhe unterhaltene Vermögensschaden-Haftpflichtver-

sicherung (D&O-Versicherung) einbezogen werden, soweit eine solche besteht. Die Prä-
mien hierfür entrichtet die Gesellschaft. 

 
§ 16 

Vertraulichkeit 
 
Die Mitglieder des Aufsichtsrats unterliegen der gesetzlich vorgeschriebenen Verschwiegen-
heit. 
 

V. 
HAUPTVERSAMMLUNG 

 
§ 17 

Einberufung 
 
1. Die Hauptversammlung findet am Sitz der Gesellschaft oder am Sitz einer deutschen 

Wertpapierbörse statt. 
 
2. Die Hauptversammlung wird vom Vorstand oder vom Aufsichtsrat oder von sonst hierzu 

gesetzlich befugten Personen einberufen. 
 
3. Die Einberufung der Hauptversammlung erfolgt nach den gesetzlichen Bestimmungen. 

Sie erfolgt durch Bekanntmachung im Bundesanzeiger. 
 

§ 18 
Teilnahme an der Hauptversammlung 

 
1. Zur Teilnahme an der Hauptversammlung und zur Ausübung des Stimmrechts sind nur 

diejenigen Aktionäre berechtigt, die sich gemäß Absatz 2 rechtzeitig bei der Gesellschaft 
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angemeldet und ihre Berechtigung nachgewiesen haben. Die Anmeldung erfolgt in Text-
form in deutscher oder englischer Sprache. Als Nachweis der Berechtigung reicht ein 
Nachweis des Anteilsbesitzes durch den Letztintermediär gemäß § 67c Abs. 3 AktG aus. 
Der Nachweis gemäß § 67c Abs. 3 AktG hat sich auf den Beginn des 21. (in Worten: 
einundzwanzigsten) Tages, 00.00 Uhr Ortszeit am Gesellschaftssitz, vor der Hauptver-
sammlung zu beziehen (Legitimationstag). Die Gesellschaft ist berechtigt, bei Zweifeln 
an der Richtigkeit oder Echtheit des Nachweises einen geeigneten weiteren Nachweis zu 
verlangen. Wird dieser Nachweis nicht oder nicht in gehöriger Form erbracht, kann die 
Gesellschaft den Aktionär zurückweisen. 

 
2. Die Anmeldung und der Nachweis der Aktionärsstellung müssen der Gesellschaft unter 

der in der Einberufung mitgeteilten Adresse mindestens sechs Tage vor der Versammlung 
zugehen. Der Tag des Zugangs ist nicht mitzurechnen. 

 
3. Der Vorstand kann in der Einberufung vorsehen, dass Aktionäre ihre Stimmen schriftlich 

oder im Wege der elektronischen Kommunikation abgeben dürfen, ohne an der Haupt-
versammlung teilzunehmen (Briefwahl). Der Vorstand kann hierbei auch das Verfahren 

hierfür im Einzelnen festlegen. 
 
4. Der Vorstand ist ferner ermächtigt vorzusehen, dass Aktionäre auch ohne selbst vor Ort 

anwesend oder vertreten zu sein, an der Hauptversammlung teilnehmen und sämtliche 
oder einzelne ihrer Rechte ganz oder teilweise im Wege elektronischer Kommunikation 
ausüben können (Online-Teilnahme). Der Vorstand kann Umfang und Verfahren der On-
line-Teilnahme im Einzelnen regeln. 

 
§ 19 

Vorsitz in der Hauptversammlung, Ton- und Bildübertragungen 
 
1. Den Vorsitz in der Hauptversammlung führt der Vorsitzende des Aufsichtsrats oder ein 

anderes durch den Aufsichtsrat zu bestimmendes Aufsichtsratsmitglied. Übernimmt kein 
Aufsichtsratsmitglied den Vorsitz, so eröffnet der zur Beurkundung zugezogene Notar 
die Hauptversammlung und lässt den Leiter der Versammlung durch diese wählen. 

 
2. Der Vorsitzende leitet die Verhandlungen und bestimmt die Reihenfolge, in der die Ge-

genstände der Tagesordnung erledigt werden sowie die Form der Abstimmung. Er be-
stimmt die Reihenfolge der Redner. Der Vorsitzende kann das Frage- und Rederecht des 
Aktionärs zeitlich angemessen begrenzen. Er ist insbesondere ermächtigt, zu Beginn der 
Hauptversammlung oder während ihres Verlaufs den zeitlichen Rahmen des Verhand-
lungsverlaufs, der Aussprache zu einzelnen Tagesordnungspunkten sowie des einzelnen 
Frage- und Redebeitrags angemessen festzusetzen. 

 
3. Der Vorstand oder der Versammlungsleiter der Hauptversammlung ist ermächtigt, die 

Bild- oder Tonübertragung der Hauptversammlung zuzulassen. 
 
4. Mitgliedern des Aufsichtsrats ist in Abstimmung mit dem Versammlungsleiter die Teil-

nahme an der Hauptversammlung im Wege der Bild- und Tonübertragung bei einer Ver-
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hinderung an der persönlichen Teilnahme aus wichtigem Grund sowie in den Fällen ge-
stattet, in denen sie mit erheblichem Zeit- oder Kostenaufwand verbundene Reisen zum 
Ort der Hauptversammlung in Kauf nehmen müssten. 

 
§ 20 

Beschlussfassung 
 
1. Jede Aktie vermittelt eine Stimme in der Hauptversammlung. 
 
2. Die Beschlüsse der Hauptversammlung werden, soweit nicht zwingende gesetzliche Vor-

schriften entgegenstehen, mit der einfachen Mehrheit der abgegebenen Stimmen gefasst. 
Für Satzungsänderungen bedarf es, soweit nicht zwingende gesetzliche Vorschriften ent-
gegenstehen, einer Mehrheit von zwei Dritteln der abgegebenen Stimmen oder, sofern 
mindestens die Hälfte des Grundkapitals vertreten ist, der einfachen Mehrheit der abge-
gebenen Stimmen. Sofern das Gesetz für Beschlüsse der Hauptversammlung außer der 
Stimmenmehrheit eine Kapitalmehrheit vorschreibt, genügt, soweit gesetzlich zulässig, 
die einfache Mehrheit des bei der Beschlussfassung vertretenen Grundkapitals. Dabei gilt 

Stimmenthaltung jeweils nicht als Stimmabgabe. Im Falle der Stimmengleichheit gilt ein 
Antrag als abgelehnt. Dies gilt nicht für Wahlen. 

 
3. Wird im Falle von Wahlen im ersten Wahlgang keine Stimmenmehrheit erreicht, hat ein 

zweiter Wahlgang stattzufinden, an dem nur die beiden Kandidaten teilnehmen dürfen, 
die im ersten Wahlgang die höchste Stimmenzahl erhalten haben. Bei Stimmengleichheit 
im zweiten Wahlgang entscheidet das durch den Vorsitzenden zu ziehende Los. 

 
§ 21 

Ordentliche Hauptversammlung 
 
1. Die ordentliche Hauptversammlung findet innerhalb der ersten sechs Monate eines jeden 

Geschäftsjahres statt. 
 
2. Die ordentliche Hauptversammlung beschließt insbesondere über die Entlastung des Vor-

stands und des Aufsichtsrats, über die Ernennung von Mitgliedern des Aufsichtsrats, die 
Gewinnverwendung und in den gesetzlich festgelegten Fällen über die Feststellung des 
Jahresabschlusses. 

 
VI. 

JAHRESABSCHLUSS, GEWINNVERWENDUNG 
 

§ 22 
Jahresabschluss, Lagebericht, Prüfung 

 
1. Der Vorstand hat in den ersten drei Monaten des Geschäftsjahres für das vergangene Ge-

schäftsjahr den Jahresabschluss (Bilanz nebst Gewinn- und Verlustrechnung sowie An-
hang) und den Lagebericht sowie den Konzernabschluss und den Konzernlagebericht auf-
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zustellen und unverzüglich dem Aufsichtsrat und dem Abschlussprüfer vorzulegen. Zu-
gleich hat der Vorstand dem Aufsichtsrat den Vorschlag für die Verwendung des Bilanz-
gewinns vorzulegen. 

 
2. Der Aufsichtsrat hat den Jahresabschluss, den Lagebericht und den Vorschlag für die 

Verwendung des Bilanzgewinns sowie den Konzernabschluss und den Konzernlagebe-
richt zu prüfen und über das Ergebnis seiner Prüfung schriftlich an die Hauptversamm-
lung zu berichten. Er hat seinen Bericht innerhalb eines Monats, nachdem ihm die Vor-
lagen zugegangen sind, dem Vorstand zuzuleiten. Am Schluss des Berichts hat der Auf-
sichtsrat zu erklären, ob er den vom Vorstand aufgestellten Jahresabschluss und Konzern-
abschluss billigt. Billigt der Aufsichtsrat nach Prüfung den Jahresabschluss, so ist dieser 
festgestellt. 

 
3. Unverzüglich nach Eingang des Berichts des Aufsichtsrats hat der Vorstand die ordentli-

che Hauptversammlung einzuberufen. Der Jahresabschluss, der Lagebericht des Vorstan-
des, der Konzernabschluss, der Konzernlagebericht, der Bericht des Aufsichtsrats und der 
Vorschlag des Vorstandes für die Verwendung des Bilanzgewinns sind von der Einberu-

fung an in den Geschäftsräumen der Gesellschaft zur Einsicht der Aktionäre auszulegen. 
Auf Verlangen ist jedem Aktionär eine Abschrift zu erteilen. Die Verpflichtungen nach 
Satz 2 und 3 entfallen, wenn die vorgenannten Unterlagen für denselben Zeitraum über 
die Internetseite der Gesellschaft zugänglich sind. 

 
§ 23 

Gewinnverwendung 
 
1. Die Hauptversammlung beschließt über die Verwendung des Bilanzgewinns. Sie kann 

anstelle oder neben einer Barausschüttung auch eine Sachausschüttung beschließen. 
 
2. Vorstand und Aufsichtsrat sind ermächtigt, einen die Hälfte übersteigenden Teil des Jah-

resüberschusses in andere Gewinnrücklagen einzustellen, bis die Hälfte des Grundkapi-
tals erreicht ist. 

 
3. Der Vorstand kann nach Ablauf eines Geschäftsjahres mit Zustimmung des Aufsichtsrats 

im Rahmen des § 59 des Aktiengesetzes eine Abschlagsdividende an die Aktionäre aus-
schütten. 

 
VII. 

SONSTIGE BESTIMMUNGEN 
 

§ 24 
Gründungsaufwand, Umwandlungskosten 

 
1. Die Bestimmung in § 23 der Satzung der zooplus AG zum Gründungsaufwand wird ge-

mäß § 243 Abs. 1 Satz 2 UmwG wie folgt übernommen: 
 

Die Gesellschaft trägt den Gründungsaufwand in einer Höhe von bis zu EUR 1.500,00. 
 



15 

2. Die Gesellschaft trägt die Kosten der Gründung der zooplus SE durch Umwandlung der 
zooplus AG in die Rechtsform der SE bis zur Höhe von EUR 500.000,00. 

 
§ 25 

Satzungsänderungen 
 
Der Aufsichtsrat ist befugt, Änderungen der Satzung, die nur deren Fassung betreffen, zu be-
schließen. 
 

* * * * 
 


